
Ordentliche Hauptversammlung der ZhongDe Waste Technology AG am 31. Juli 2009 
 
 
Schriftlicher Bericht des Vorstands über die Gründe für den Ausschluss des 
Bezugsrechts gem. §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG. 
 
Zu Tagesordnungspunkt 10 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, das bisher in § 4 Abs. (4) 
der Satzung geregelte genehmigte Kapital (Genehmigtes Kapital 2008) aufzuheben und durch 
ein neues genehmigtes Kapital mit einer Laufzeit bis zum 31. Juli 2014 (Genehmigtes Kapital 
2009) zu ersetzen. 
 
Gemäß §§ 203 Abs. 1 und 2 i.V.m. 186 Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet der Vorstand über die 
Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts diesen Bericht, der Bestandteil der Einladung 
der Hauptversammlung ist und vom Tag der Bekanntmachung der Einberufung der 
Hauptversammlung in den Geschäftsräumen der Gesellschaft sowie auch auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter www.zhongde-ag.de eingesehen werden kann. Auf Verlangen wird 
jedem Aktionär eine Abschrift dieses Berichts unverzüglich und kostenlos übersandt. 
  
(1) Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2008 und Schaffung des Genehmigten Kapitals 
2009 
 
Das bisher in § 4 Abs. (4) der Satzung der Gesellschaft geregelte Genehmigte Kapital 2008 
beschränkt sich auf eine Laufzeit bis zum 22. Juli 2013. Durch das neue Genehmigte Kapital 
2009 mit einer Laufzeit bis zum 31. Juli 2014 erhält die Gesellschaft noch weitere Flexibilität 
für eine langfristige Planung möglicher Kapitalmaßnahmen. 
 
(2) Ausschluss des Bezugsrechts 
 
Die Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts zum Zweck des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder zum Zweck der 
Gewinnung sonstiger Sacheinlagen soll dazu dienen, derartige Transaktionen 
liquiditätsschonend durchführen zu können. Die Gesellschaft steht in einem starken 
Wettbewerb und ist im Unternehmens- und Aktionärsinteresse darauf angewiesen, schnell und 
flexibel auf Marktveränderungen reagieren zu können. Dies beinhaltet auch die Möglichkeit, 
Unternehmen, Teile von Unternehmen oder Beteiligungen hieran zu erwerben sowie 
strategische und sonstige Investoren zu gewinnen. Im Einzelfall muss die Gesellschaft im 
Unternehmens- und Aktionärsinteresse in der Lage sein, den Erwerb eines Unternehmens, den 
Teil eines Unternehmens oder einer Beteiligung sowie die Gewinnung eines Investors schnell 
umzusetzen. Es ist nicht ungewöhnlich, dass sich attraktive Akquisitionsmöglichkeiten nur 
dann verwirklichen lassen, wenn die Gesellschaft als Gegenleistung stimmberechtigte Aktien 
anbieten kann. Um solche Möglichkeiten ausnutzen zu können, muss die Gesellschaft in der 
Lage sein, schnell eigene Aktien als Gegenleistung anbieten zu können. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss soll der Gesellschaft die notwendige 
Handlungsfähigkeit geben, um sich bietende Gelegenheiten für derartige Transaktionen 
schnell und flexibel ausnutzen zu können. Ein Bezugsrechtsausschluss würde zwar zu einer 
Verringerung der verhältnismäßigen Beteiligungsquote und des verhältnismäßigen 
Stimmrechtsanteils der bisherigen Aktionäre führen. Bei Gewährung eines Bezugsrechts an 
die Aktionäre könnte aber der eigentliche Zweck, schnell und flexibel agieren zu können, 
nicht erreicht werden. 
 

www.zhongde-ag.de


Gegenwärtig bestehen keine konkreten Erwerbsvorhaben, um von der eingeräumten 
Ermächtigung Gebrauch zu machen. Sollten sich Möglichkeiten zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen sowie der Gewinnung von 
wesentlichen Investoren ergeben, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von der 
Ermächtigung zur Kapitalerhöhung zu diesem Zweck Gebrauch machen wird. Er wird von 
einer solchen Möglichkeit nur dann Gebrauch machen, wenn die Umsetzung einer solchen 
Transaktion, insbesondere die Ausgabe von neuen Aktien gegen Ausschluss des 
Bezugsrechts, im wohl verstandenen Unternehmensinteresse liegt. Nur wenn diese 
Voraussetzungen erfüllt sind, wird auch der Aufsichtsrat die erforderliche Zustimmung 
erteilen. 
 
Weiterhin soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden, um Spitzenbeträge auszugleichen. 
Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 
Daher halten Vorstand und Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen 
für sachlich gerechtfertigt und angemessen. 
 
Eine Ausübung der Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals unter Ausschluss des 
Bezugsrechts kann in geeigneten Fällen dann sinnvoll und erforderlich sein, um die Aktien 
der Gesellschaft an einer Börse, an der die Aktien der Gesellschaft bislang nicht notiert sind, 
öffentlich zum Börsenhandel einzuführen. In diesem Fall kann der Ausschluss des 
Bezugsrechts erforderlich sein, um insbesondere ausländischen Investoren die Möglichkeit 
zur Zeichnung einzuräumen. 
  
Weiterhin soll das Bezugsrecht beim genehmigten Kapital dann ausgeschlossen werden 
können, wenn die Voraussetzungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfüllt sind. Dies ist 
insbesondere der Fall, wenn die Kapitalerhöhung ein Volumen von 10 % des Grundkapitals 
nicht überschreitet und der Ausgabebetrag für die neuen Aktien den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitet. Diese Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses soll Vorstand und 
Aufsichtsrat in die Lage versetzen, kurzfristig günstige Bedingungen an den Kapitalmärkten 
ausnutzen zu können, um eine Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. 
 
Schließlich soll das genehmigte Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts auch eingesetzt 
werden können, um Aktien zur Bedienung von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen 
generieren zu können. Hierdurch soll die Flexibilität der Gesellschaft erhöht werden, 
insbesondere auch um besonders qualifizierte Führungskräfte kurzfristig gewinnen zu können. 
In einem solchen Fall wird der Umfang einer Kapitalerhöhung aus genehmigten Kapital unter 
Ausschluss des Bezugsrechts zur Bedienung von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen auf 
10 % des vorhandenen Grundkapitals beschränkt bleiben. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat halten unter Berücksichtigung der vorstehend beschriebenen 
Umstände und Abwägung der Unternehmensinteressen einerseits sowie der Aktionärsbelange 
andererseits einen Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen für sachlich 
gerechtfertigt und für angemessen. 
 
(3) Bericht des Vorstands über die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2009 
 
Der Vorstand wird den Aktionären über jede Ausnutzung des genehmigten Kapitals jeweils 
auf der nachfolgenden ordentlichen Hauptversammlung berichten. 
 
Hamburg, 1.7 Juni 2009 
Der Vorstand 


